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Aktenzeichen:
000-0/0000
Inzing, am 09.06.20XX
Betrifft:
Schützenkompanie XXXX;
B E S C H E I D

Die Schützenkompanie XXXX, vertreten durch den Obmann Markus Grubermann, Muster-Weg 1, 0000 Ort, hat bei der Gemeinde XXXX als gemäß § 4 Abs. 4 lit. a Tiroler Veranstaltungsgesetz 2003, LGBl. 86/2003 idgF. zuständigen Behörde folgende Veranstaltung angezeigt:
Es ist beabsichtigt ein Festzelt für das Bataillonsschützenfest 20XX vom 26.06. bis 28.06 20XX im Ausmaß von 65 m x 24 m auf dem Grundstück 0000/0 KG XXXX (oberer Sportplatz) aufzustellen. Hinsichtlich der Situierung, der Technischen Beschreibung, sowie der Prüfprotokolle wird auf die Planunterlagen verwiesen.

Verwendungszweck:
Festzelt für das Bataillonsschützenfest 20XX
Dauer der Errichtung: Aufstellungsbeginn:
20.06.20XX



Ende des Abbaus:
01.07.20XX
Befund

Standort: 
Gp. 0000/0 KG XXXX (oberer Sportplatz)

Grundeigentümer:
Gemeinde XXXX
Widmung:
Vorbehaltsfläche Sportanlage

Gefährdungen:
keine

Zufahrt:
Öffentliches Gut der Gemeinde XXXX
Wasseranschluss:
Gemeinde XXXX
WC-Anlage:
WC-Container

Zelttyp:
Zelthalle Typ 1500-2100/400; TÜV Thüringen, Prüfstelle f. Festigkeit u. fliegende Bauteile, Muster Straße 1, 0000 Ort, Prüfbericht Nr. 000-0000 BT, Verlängerung bis 30.04.20XX 

Fassungsvermögen:
max. 1000 Personen

Es ist geplant, auf dem oberen Sportplatz der Gemeinde Inzing, die Errichtung eines Festzeltes mit den Ausmaßen von ca. 65 x 37 m durchzuführen. Das Festzelt besteht aus einem großen Barbereich, einer Schnapsbar, einem Sitzbereich sowie einer Tanzfläche bzw. einer Tanzbühne. Die große Bar wird nunmehr gemäß der Variante 2 ausgeführt. Demzufolge ergeben sich laut Planunterlagen (Grundriss Baraufstellung) größere Breiten für den Eingangsbereich. 

An der Nordseite des Zeltes werden Sanitäreinheiten, ein Grillzelt, ein Bürocontainer sowie Kühlwägen situiert. An der Südseite wird eine Schießbude aufgestellt. Die Verbindung zur Schnapsbar wird laut beigelegtem Einrichtungsplan in „offener Ausführung“ geplant. Der Hauptzugang zum Festzelt erfolgt von der Ostseite her.

Die Fluchtwege erfolgen laut beigelegten Planunterlagen.

Am 26.06.20XX und 27.06.20XX werden im Festzelt max. 692 Verabreichungsplätze am Sonntag dem 28.06.20XX max. 980 Verabreichungsplätze zur Verfügung gestellt. Aus diesem Grunde werden am Sonntag im Bereich der Tanzfläche 2 Doppelreihen Bierzeltgarnituren (288 Plätze) aufgestellt.

Auf Grund dieser Veranstaltungsanmeldung ergeht folgender 

SPRUCH

Für die betreffende Veranstaltung (entsprechend den Angaben des obigen Befundes) werden gemäß der §§ 3, 4 Abs. 4 lit. a und 8 Tiroler Veranstaltungsgesetz 2003, LGBl. Nr. 86/2003 idgF. folgende Maßnahmen vorgeschrieben bzw. nachstehende Auflagen erteilt:

Allgemeine Auflagen:

1. Alle hochbautechnischen und brandschutztechnischen Auflagen der baubehördlichen Bewilligung vom 07.06.20XX, Zl 000-0/0000 sind einzuhalten.

2. Der Veranstalter hat dafür Soge zu tragen, dass die Lautstärke bzw. der Schallpegel jenes Maß nicht überschreitet, welches zu einer ungebührlichen Beeinträchtigung der Nachbarn führt. Die Sperrstunden für die gegenständliche Veranstaltung werden wie folgt festgelegt :
Fr.26.06.20XX auf Sa. 27.06.20XX bis 04.00 Uhr

Sa.27.06.20XX auf So. 28.06.20XX bis 04.00 Uhr

3. Parkplätze sind in ausreichendem Maße vom Veranstalter zur Verfügung zu stellen. Der Veranstalter hat durch eine ausreichende Anzahl von Parkplatzwächtern für einen geordneten Ablauf des Ein- und Ausparkens der Fahrzeuge zu sorgen.

4. Die Genehmigung erstreckt sich ausschließlich auf das der Gemeinde vorgelegte Programm. Dieser Bescheid ist anlässlich der Veranstaltung bereit zu halten und auf Verlangen den Überwachungsorganen vorzuweisen.

5. Es ist Vorsorge zu treffen, dass wichtige Mitteilungen den Festbesuchern lautstark zu Gehör gebracht werden können.

6. Der Veranstalter hat dafür Sorge zu tragen, dass der laufende Badebetrieb in keinster Weise (Aufbau v. Bühnen, Abbau, Abtransport etc.) beeinträchtigt wird.

7. Sämtliche Verunreinigungen, welche durch diese Veranstaltung entstehen, sind bis spätestens Dienstag, den 30.06.20XX, 12.00 Uhr zu beseitigen.

Brandschutz:

1. Zeltplanen im Bereich der Ausgänge bzw. Vorhänge im Bereich der Ausgänge müssen im geöffneten Zustand die gesamte erforderliche Fluchtwegbreite und entsprechend der Normen erforderliche Höhe für Durchgangstüren im geöffneten Zustand freigeben. Diese Vorhänge bzw. Zeltplanen müssen von jedermann leicht geöffnet werden können (z.B. das Aufbinden von Zeltplanen usw. kann nicht als leicht öffenbar angesehen werden).

Werden Türen auf Fluchtwegen eingerichtet so müssen diese in Fluchtrichtung aufschlagend eingerichtet werden und müssen, wenn diese während der Betriebszeit versperrt werden sollen, mit einem Panikverschluss bzw. mit einer Anlaufstange mit Panikverriegelung gemäß ÖNORM EN 1125 ausgestattet werden.

a. Die lichten Durchgangsbreiten der Notausgänge sind wie folgt zu bemessen:

bis 20 Personen mindestens 0,80 m;

bis 40 Personen mindestens 0,90 m;

bis 60 Personen mindestens 1,00 m;

bis 120 Personen mindestens 1,20 m;

Bei mehr als 120 Personen sind die Breiten abgestuft nach Modulbreiten von 60 cm pro angefangene zusätzlichen 60 Personen zu vergrößern

b. Die Fluchtwegbreiten der Hauptgänge müssen jedoch mindestens 1.20m Betragen. 

Bei mehr als 120 Personen sind die Breiten abgestuft nach Modulbreiten von 60 cm pro angefangene zusätzlichen 60 Personen zu vergrößern

2. Die maximale Fluchtweglänge (von jedem möglichen Aufenthaltsbereich im Zelt, der von Personen betreten werden kann) bis ins Freie (sicherer Bereich) darf 40 m Gehweglinie nicht überschreiten. Die Gehweglinie ist der zurückgelegte Gehweg unter Berücksichtigung der tatsächlich vorhandenen fixen Einrichtungen (z.B.: Küchen-, Abwasch- und Thekenbereiche), Lagerungen und sonstigen Hindernissen.

3. Die Zeltplane muss aus schwerbrennbaren (B 1), schwach qualmend (Q1) und nichttropfenden (Tr 1) Stoffen gemäß ÖNORM B 3800-1 hergestellt werden bzw. sind diese gemäß dem Brandverhalten der Euroklasse C-s1,do erstellen. Zeltplanen mit einer anderen Tropfenbildungsklasse dürfen nur dann verwendet werden, wenn diesbezüglich Rücksprache mit der Tiroler Landesstelle für Brandverhütung gehalten und eine diesbezügliche Stellungnahme abgegeben wird.

Für die verwendeten Zeltplanen sind die entsprechenden Prüfzeugnisse einer in Österreich akkreditierten Prüfanstalt auf Verlangen vorzulegen. Ausländische Prüfzeugnisse aus dem EU-Raum sind durch die Tiroler Landesstelle für Brandverhütung begutachten zu lassen. Andere Prüfzeugnisse müssen von einer akkreditierten Prüfstelle überprüft bzw. begutachtet werden. Die ergänzenden Stellungnahmen einer akkreditierten Prüfstelle oder der Tiroler Landesstelle für Brandverhütung müssen ebenfalls, wenn erforderlich, auf Verlangen vorgelegt werden. 

4. Dekorationen und Ausstattungsstoffe müssen aus mindestens schwerbrennbaren (B 1), schwachqualmenden (Q 1) und nichttropfenden (Tr 1) Stoffen bestehen bzw. sind diese gemäß dem Brandverhalten der Euroklasse C-s1,do zu erstellen.

Deren Eignung ist durch Prüfzeugnisse einer akkreditierten Prüfanstalt nachzuweisen.

5. Veranstaltungszelte sind mit einer Sicherheitsbeleuchtung gemäß den ÖVE-Vorschriften EN 2 (für fliegende Bauten) auszustatten. Ein Nachweis der ausführenden Fachfirma ist auf Verlangen vorzulegen.

Sämtliche Fluchtwege, Ausgänge und Notausgänge sind entsprechend der Sicherheitskennzeichnungsverordnung und der ÖNORM F 2030 zu kennzeichnen.

6. Für abgeteilte Zeltbereiche (Küchenzelt, Schank, Barbereich, Kassenbereich usw.) sind zusätzliche Ausgänge entsprechend der erforderlichen Bestimmungen über die Fluchtwege gemäß OIB – Richtlinie 4 – Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit  vorzusehen. 

7. Veranstaltungszelte müssen mit einer geeigneten Blitzschutzanlage bzw. Erdung (gemäß ÖVE-E 49 bzw. ÖNORM ÖVE 8049/1) ausgestattet werden, wobei die Montage dieser Blitzschutzanlage nur von dazu befugten Personen erfolgen darf. Ein entsprechendes Prüfprotokoll ist vorzulegen.

8. Es ist eine notstromversorgte Alarmierungseinrichtungen vorzusehen, welche eine Verständigung aller Besucher und Mitarbeiter im Brandfalle ermöglicht. 

9. Für die Erste Löschhilfe ist im Veranstaltungszelt pro 200 m2 jeweils ein Handfeuerlöscher gemäß ÖNORM EN 3 zumindest für die Brandklassen A, B (N6 bzw. S6) an gut sichtbarer und zugänglicher Stelle bereit zu stellen. Für besondere abgetrennte Bereiche sind eigene Handfeuerlöscher bereitzustellen. Bei Friteusen sind zusätzlich Handfeuerlöschgeräte der Type K5 bzw. Löschdecken bereit zu halten.

10. Veranstaltungszeltes müssen von Einsatzfahrzeugen der Feuerwehr erreicht werden können. Erforderliche Zufahrtswege und Aufstellorte sind mit dem Bezirksfeuerwehrinspektor bzw. Ortfeuerwehrkommandant festzulegen.

11. Im Bereich von Veranstaltungszelten ist eine ausreichende Wasserversorgung für eine eventuelle Brandbekämpfung nach Rücksprache mit dem Bezirksfeuerwehrinspektor bzw. Ortsfeuerwehrkommandant sicher zu stellen (z.B.: Oberflurhydranten oder Tankwagen). 

12. Für die Zeit der Veranstaltungen ist im Zelt eine Brandsicherheitswache nach Rücksprache mit dem Bezirksfeuerwehrinspektor bzw. Ortsfeuerwehrkommandanten  namhaft zu machen.

13. Für die Durchführung Pyrotechnischen Effekten sind die Bestimmungen des Pyrotechnikgesetzes bzw. der Pyrotechnikverordnung einzuhalten.

14. Bei der Aufstellung vom Heizeinrichtungen bzw. bei Verwendung von propangasbetriebene Kochstellen sind die Sicherheitstechnischen Hinweise des Herstellers bzw. die Bestimmungen der Flüssiggasverordnung oder der Heizanlagenverordnung einzuhalten.

15. Für die Entleerung von Aschenbecherinhalten sind eine ausreichende Anzahl geprüfter Sicherheitsabfallbehälter bereitzustellen.

Flucht- und Verkehrswege

Die Fluchtwege sind während der Dauer der Veranstaltung offen zu halten. 

1. In sämtlichen Flucht und Verkehrswegen dürfen keine Lagerungen (Leergebinde, Transparente, Absperrgitter, Stühle, Tische, Baumaterialien etc.) vorgenommen werden und es muss darauf geachtet werden, dass auch keine Stolperstellen, wie Zäune, Schweller, Betonsockel, Pflanzentröge etc. sowie Stufen vorhanden sind. 

2. Falls dies aus technischen Gründen nicht möglich sein sollte, sind diese Hindernisse in Absprache mit der Veranstaltungsbehörde entsprechend zu kennzeichnen. Sämtliche Verkehrs- und Fluchtwege dürfen nicht durch Wandverkleidungen, Handläufe, Geländer usw. eingeengt werden.

3. Es ist sicherzustellen, dass während der gesamten Dauer der Veranstaltung die Fluchtwege geöffnet sind.

4. Im Bereich der Verkehrs- und Fluchtwege dürfen ortsveränderliche Leitungen nur im unbedingten Ausmaß verwendet werden. Es darf dadurch die Betriebssicherheit und die Sicherheit der Besucher nicht beeinträchtigt werden.

5. Bei allen im Veranstaltungsraum befindlichen Geländern, Einfriedungen, Zäunen, Absperrungen usw. dürfen keine Bauprodukte verwendet werden, die im Falle ihrer Beschädigung Gefahr bringend zersplittern.

6. Sämtliche Verkehrs- und Fluchtwege sind so auszuführen, dass sie für die Benützung von Rollstuhlfahrern geeignet sind.

7. Sämtliche Fluchtwege und Notausgänge dürfen nicht durch haltende oder parkende Fahrzeuge beeinträchtigt werden. Es sind ausreichend Parkplatzeinweiser vorzusehen, die insbesondere auf Freihaltung der Fluchtwege und Notausgänge zu achten haben.

Sicherheit / Hygiene allgemein

1. Der Veranstalter hat dafür Sorge zu tragen, dass im gesamten Grünanlagenbereich keine Verunreinigung durch Glasscherben entstehen kann.

2. Besucher, die bekannte Unruhestifter sind, oder offensichtlich unter starkem Alkohol- oder Drogeneinfluss stehen, oder Gegenstände mit sich führen, die für Akte der Gewalttätigkeit, oder als Wurfgeschosse dienen könnten, oder sonst in einer den ordnungsgemäßen Ablauf der Veranstaltung grob störenden Weise verwendet werden können, wie beispielsweise Feuerwerkskörper und Rauchbomben, ist der Zutritt zu verweigern bzw. sind vom Veranstaltungsort zu entfernen. 

3. Für die Durchführung dieser Veranstaltung ist seitens des Veranstalters eine Haftpflichtversicherung mit dem erforderlichen Deckungsvolumen abzuschließen.

4. Sollte Gas verwendet werden, ist die Verwendung auf ein Minimum zu beschränken. Es ist durch den Veranstalter sicherzustellen, dass die Bestimmungen der Gasverordnung eingehalten werden. 

5. Während der Veranstaltung darf sich maximal eine Gasflasche am jeweiligen Stand befinden. Reserveflaschen sind gesondert, gegen unbefugten Zugriff gesichert, zu lagern.

6. Insbesondere ist darauf zu achten, dass Gasflaschen nicht in der Nähe von Gullys verwendet werden und ausreichend gegen Umfallen und unbefugtem Zugriff gesichert sind. Alle Gasflaschen sind durch eine befugte Person anzuschließen.

7. Während der Veranstaltung ist ständig auf die Reinigung der WC-Anlagen zu achten.

8. Der Veranstalter ist für die Einhaltung der Bestimmungen des Tiroler Jugendschutzgesetzes 1994 und der lebensmittelrechtlichen Bestimmungen insbesondere der ausgehändigten Lebensmittelhygieneverordnung selbst verantwortlich. Die Oberflächen, die mit Lebensmitteln in Kontakt kommen (wie Arbeits- und Anrichtetische, Theken, Abstellflächen usw.), sind während der Veranstaltung in einem einwandfreiem Zustand zu halten. 

Beleuchtung

1. Werden Leuchten und Scheinwerfer über Zuschauerflächen montiert, sind diese an ihren Befestigungspunkten zusätzlich mit Sicherheitsbügeln gegen Herabfallen zu sichern. Alle Hinweisschilder für die Fluchtwegkennzeichnung haben der ÖNORM-F 2030 zu entsprechen.

2. Unter Stehplätzen, sowie in Flucht- und Verkehrswegen dürfen keine Sicherungsverteiler für die Anspeisung der Allgemein- und Sicherheitsbeleuchtung aufgestellt werden. 

Kostenspruch

Stempelgebühr für den Antrag

€ 13,20

Gemeindeverwaltungsabgabe 

€   5,00

Barauslagen (Landesstelle für Brandverhütung)





€ 48,00
Der Gesamtbetrag von € 66,20 ist vom Antragsteller binnen 2 Wochen nach Rechtskraft des gegenständlichen Bescheides mittels beiliegendem Zahlschein an die Gemeindekasse zu überweisen.

Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht  erhoben werden. In der Beschwerde sind der angefochtene Bescheid und die Behörde, die ihn erlassen hat, zu bezeichnen. Sie hat ein Begehren zu enthalten und die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, darzulegen. Die Beschwerde ist binnen vier Wochen ab Erlassung des Bescheides beim Gemeindeamt X schriftlich, nach Maßgabe der bei der Gemeinde vorhandenen technischen Möglichkeiten auch telegrafisch, fernschriftlich, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise einzubringen und hat Angaben zu enthalten, die eine Beurteilung ihrer Rechtzeitigkeit möglich machen. Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. In der Beschwerde kann die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem Landesverwaltungsgericht beantragt werden.
Hinweis zur Gebührenpflicht:
Die Beschwerde ist mit € 30,— zu vergebühren. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszweckes (Geschäftszahl des Bescheides) auf das Konto des Finanzamtes Österreich – Dienststelle Sonderzuständigkeiten bei der BAWAG P.S.K. IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW, zu entrichten. Bei elektronischer Überweisung mittels „Finanzamtszahlung“ ist als Empfänger das Finanzamt Österreich – Dienststelle Sonderzuständigkeiten auszuwählen, die Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die Abgabenart EEE-Beschwerdegebühr, das Datum des Bescheides als Zeitraum und der Betrag anzugeben. Der Zahlungsbeleg oder der Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung ist der Beschwerde als Nachweis für die Entrichtung der Gebühr anzuschließen.
Hinweis für Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer:
Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können die Entrichtung der Gebühr auch durch einen schriftlichen Beleg des spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter einem unwiderruflich erteilt wird.
B e g r ü n d u n g

Gemäß § 8 des Tiroler Veranstaltungsgesetzes 2003 i.d.g.F. kann die Behörde dem Veranstalter mit Bescheid jederzeit jene Maßnahmen vorzuschreiben, die zur Erfüllung der Erfordernisse nach § 3 TVG oder sonst für den ordnungsgemäßen Ablauf der Veranstaltung notwendig sind. 

Schriftliche Stellungnahme des brandschutztechnischen Sachverständigen:

Beurteilung:

Bei plan- und projektsgemäßer Ausführung der projektierten Fluchtwege und Notausgänge sowie bei Einhaltung der bereits übermittelten brandschutztechnischen Auflagenpunkte (per mail) bestehen keine Einwände gegen das gegenständliche Vorhaben.

Aufgrund der Stellungnahmen der Sachverständigen waren somit die Voraussetzungen zur Erteilung der Bewilligung gemäß § 44 TBO 2001 gegeben und war daher wie im Spruch zu entscheiden.

Die Behörde musste die im Spruch genannten Maßnahmen vorschreiben, um einen ordnungsgemäßen Ablauf der Veranstaltung zu gewährleisten. Ein besonderes Augenmerk wurde dabei auf die Vermeidung der Gefährdung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und insbesondere der Sicherheit gelegt. Nur durch die Vorschreibung dieser Maßnahmen war es möglich, die Veranstaltung in der beabsichtigten Form zu genehmigen. Es war somit spruchgemäß zu entscheiden.

Der Bürgermeister:

                                                                                                                                (Max Muster)

Ergeht an:

1. die Schützenkompanie XXXX, vertreten durch den Obmann Tom Maier, Muster-Weg 1, 0000 Ort (als Veranstalter), RSb

2. die Landesstelle für Brandverhütung, zH Herrn Markus Grubermann, Muster Straße 1, 6002 Innsbruck

3. die Freiwillige Feuerwehr XXXX, z.Hd. Herrn Tom Gelb, Straße 1, persönlich

4. das Polizeiinspektorat XXXX, zH Herrn Thomas Grün, zur gefälligen Kenntnis und weiteren Veranlassung, per Fax

5. die Rot-Kreuz Bezirksstelle Innsbruck Land, zur gefälligen Kenntnis und weiteren Veranlassung, per Fax

6. Gemeindekasse

7. Akt.
Gemeinde


Wappen
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